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99423 Weimar 
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Besuchszeiten: 
Montag-Donnerstag: 08:30-12:00 Uhr 
 13:30-15:30 Uhr 
Freitag: 08:30-12:00 Uhr 
 
Bankverbindung: 
Landesbank 
Hessen-Thüringen (HELABA) 
IBAN: 
DE80820500003004444117 
BIC: 
HELADEFF820 

Informationen zum Umgang mit Ihren 
Daten im Thüringer Landesverwaltungs-
amt finden Sie im Internet unter: 
www.thueringen.de/th3/tlvwa/datenschutz/. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen eine 
Papierfassung. 

Planungsbüro Dr. Weise GmbH 
Kräuterstraße 4 
99974 Mühlhausen/Thüringen 
 
per E-Mail 

Ihr/e Ansprechpartner/in: 
Frau Anna Both, Referat 340 

Durchwahl: 
Telefon +49 (361) 57 332-1643 
Telefax +49 (361) 57 332-1602 

Anna.Both@ 
tlvwa.thueringen.de 

Ihr Zeichen: 
 
 

Ihre Nachricht vom: 
19. Mai 2023 

Unser Zeichen: 
(bitte bei Antwort angeben) 
5090-340-4621/3541-1-
58728/2023 

Weimar 
03. Juli 2023 

 
 
 
 
 
 
 

 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in 
städtebaulichen Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB  
 
Stellungnahme zu Vorentwurf zur Änderung* des Flächennutzungs-
plans im Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. VEP-36 

 der Stadt Mühlhausen, Unstrut-Hainich-Kreis 
(Planstand: April 2023) 
 
2 Anlagen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
durch die o.g. Bauleitplanung werden folgende durch das Thüringer Landes-
verwaltungsamt zu vertretende öffentliche Belange berührt: 
 

Belange der Raumordnung (Anlage 1) 
 
Aus Sicht des Bauplanungsrechts werden Ihnen in Anlage 2 vom Referat 
340, Sachgebiet Bauleitplanung, darüber hinaus Hinweise zum Vorentwurf 
übermittelt. 
 
*Die Änderungen des Flächennutzungsplans sollten fortlaufend nummeriert 
werden, um eine korrekte Zuordnung und Transparenz der städtischen Pla-
nungen zu gewährleisten. Nach Informationen des Landesverwaltungsamtes 
handelt es sich hierbei um die 22. Änderung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
gez. 
Olaf Hosse 
Referatsleiter 
(ohne Unterschrift, da elektronisch gezeichnet) 
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Anlage 1 zum Schreiben vom 03.07.2023 (Zeichen: 5090-340-4621/3541-1-58728/2023) 

 
 
Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen der Raum-
ordnung 
 
 
1.  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,  

 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

2.  Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3.  Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands 

 Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 

Im Zuge der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. VEP-

werden. 
 
Eine gesonderte Begründung sowie Planzeichnung zum Entwurf der Flächennut-
zungsplanänderung waren nicht Teil der eingereichten Unterlagen. Auf dieser Grund-
lage ist die Bewertung aus raumordnerischer Sicht nicht vollumfänglich möglich. Dar-
über hinaus sollte auch die Standortalternativenprüfung zur Beteiligung nach § 3 Abs. 2 
bzw. § 4 Abs. 2 BauGB vorliegen. 
 
Im Flächennutzungsplan ist der Bereich des Plangebietes als Flächen für die Landwirt-
schaft dargestellt. Es wird nicht deutlich ob und welche Auswirkungen auf die Agrar-
struktur und die landwirtschaftliche Produktion mit dem Wegfall dieser Flächen zu er-
warten sind. 
 
Bei Betrachtung der Raumnutzungskarte des Regionalplans Nordthüringen (RP-NT, 
Bekanntgabe der Genehmigung im ThürStAnz Nr. 44/2012 vom 29.10.2012) befindet 
sich das gewählte Gebiet mehrheitlich innerhalb von Weißflächen ohne bestimmte 
Raumnutzung oder funktion. Durch seine Beschaffenheit und anthropogene Vorprä-
gung in der Vergangenheit ist das Vorhabengebiet unter raumordnerischen Gesichts-
punkten für die Umsetzung von Freiflächenphotovoltaik besonders geeignet (s. 
Grundsätze 5.2.9 G Landesentwicklungsprogramm 2025, GVBl Nr. 6/2014 vom 
04.07.2012, und G 3-21 RP-NT). 
 
Für die umfassende Bewertung des Vorhabens aus raumordnerischer Sicht sind voll-
ständige Unterlagen notwendig, s.o. Die vorausgreifende Umsetzung eines konkreten 
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Vorhabenstandortes bei gleichzeitiger Ausarbeitung der Standortalternativenprüfung 
kann die methodische Stringenz nicht vollständig gewährleisten. Der gewählte Vorha-
benstandort als auch die Standortkonzeption können dadurch in ihrer Belastbarkeit be-
einträchtigt werden. Möglicherweise hat sich das Gebiet des ehemaligen Übungsplat-
zes aufgrund seiner Beschaffenheit oder anderer Faktoren in frühen Erarbeitungs-
schritten der Standortalternativenprüfung großräumlich betrachtet bereits als beson-
ders geeignet herausgestellt. In diesem Fall sollte die Begründung einige kurze Aus-
führungen diesbezüglich enthalten. 
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Anlage 2 zum Schreiben vom 03.07.2023 (Zeichen: 5090-340-4621/3541-1-58728/2023) 

 
 
Beratende planungsrechtliche Hinweise vom Referat 340, Sachgebiet Bauleitplanung, 
zum Planverfahren und Planentwurf 
 
A. Parallelverfahren 

Bebauungspläne sind nach § 8 Abs. 2 S. 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Dem Entwicklungsgebot kann hier nicht entsprochen werden, da der vorha-
benbezogene Bebauungsplan von den Darstellungen des Flächennutzungsplans ab-
weicht. Daher ändert die Gemeinde den Flächennutzungsplan im Parallelverfahren ge-
mäß § 8 Abs. 3 S. 1 BauGB. 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Mühlhausen in der Fassung der 19. Ände-
rung aus dem Jahr 2022 stellt eine landwirtschaftlich genutzte Fläche sowie Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dar. Der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan weicht mit seiner Festsetzung eines sonstigen Son-

 Freiflächen (PV-FFA) davon 
ab. Daher bedarf es einer Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren. 
 
Das Parallelverfahren ist nur möglich, wenn es einen zeitlichen und inhaltlichen Zusam-
menhang beider Verfahren gibt. Für die (22.) Änderung des Flächennutzungsplans liegen 
zur Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB keine gesonderten Unterlagen vor. In der Be-
gründung (S. 10) wird lediglich auf die notwendige Änderung für den Bebauungsplan hin-
gewiesen. Daher fehlt es auch an einer genauen Abgrenzung des Änderungsbereiches 
sowie einer Darstellung der PV-FFA im Flächennutzungsplan. Der Flächennutzungsplan 
soll erst unter Berücksichtigung der stadtweiten Standortalternativenprüfung geändert 
werden. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist ein zeitlicher und inhaltlicher Zusammenhang zwischen der 
Aufstellung des Bebauungsplans und der (22.) Änderung des Flächennutzungsplans 
nicht eindeutig erkennbar. 
 

B. Städtebauliche Entwicklung 
Ohne ein gesamtstädtisches Standortkonzept kann nicht beurteilt werden, inwieweit die 
hier vorgesehene Planung der städtebaulichen Entwicklung des gesamten Stadtgebiets 
entspricht. Ebenso bleibt offen, ob es sich hierbei um den am besten geeigneten Stand-
ort für eine PV-FFA in dieser Größe handelt. Laut Begründung befindet sich eine stadt-
weite Standortalternativenprüfung in Bearbeitung. Diese sollte im Rahmen der Beteili-
gung nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB vorliegen. 
 

C. Abgrenzung des Geltungsbereichs 
Durch die im vorhabenbezogenen Bebauungsplan vorgenommene Abgrenzung des Gel-
tungsbereichs und der vorhandenen Biotope entsteht eine Dreiteilung der PV-FFA. An-
gesichts der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und der Qualität der Biotop- und 
Waldflächen ist dies kritisch zu hinterfragen. Insbesondere der Nutzen und die Wirkung 
der kleineren Sondergebiets-Fläche im Nordwesten sollte überprüft werden. Eine Zertei-
lung der Flächen für PV-FFA und eine Entstehung von Splitterflächen sollte möglichst 
vermieden werden. Auch die Lage des Umspannwerkes im Süden ist zu hinterfragen.  
 
Bei der Darstellung der (22.) Änderung im Flächennutzungsplan sollte zudem darauf ge-
achtet werden, dass keine Flächen entstehen, die keiner sinnvollen Nutzung mehr zuge-
führt werden können. 



Landratsamt 
Unstrut-Hainich-Kreis 
 
 
Landratsamt Unstrut-Hainich-Kreis  Postfach 1142  99961 Mühlhausen 
 
 
 
Stadt Mühlhausen 
Ratsstraße 25 
99974 Mühlhausen 
vertr. durch das Planungsbüro Dr. Weise GmbH 
Kräuterstraße 4 
99974 Mühlhausen 

 

 
Unsere Zeichen/Aktenzeichen 

 
Ihre Zeichen, Ihre Nachricht vom 

 
Datum 

00468-23-34  07.07.2023 
 
Grundstück Mühlhausen, ~ 
Gemarkung Mühlhausen  
Flur 19 20 
Flurstück 103 15/4 16/1 17/1 18/4 20/4
 21/1 22/3 22/4 23/1 24/1 25/1
 25/4 27/1 28/6 28/7 28/8 28/9 46
 48/4 49/1 51/3 51/4 51/5 52/4
 54/4 60/1 67/1 68/1 69/1 72/1
 73/1 76/4 8/1 9/4 57 

Vorhaben 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan VEP-36 "Solarpark Schröterode" und parallele 
Änderung des Flächennutzungsplan 

hier: Frühzeitige Beteiligung 
 

Landratsamt Unstrut-Hainich-Kreis Bankverbindung: Servicezeiten: 
   
99974 Mühlhausen, Lindenhof 1 Sparkasse Unstrut-Hainich Montag keine 
Telefon: 03601 800 IBAN: DE37 8205 6060 0511 0078 76 Dienstag 09:00  12:00 Uhr 
Fax: 03601 801081    14:00  18:00 Uhr 
    Mittwoch keine 
E-Mail: poststelle@uh-kreis.de   Donnerstag 09:00  12:00 Uhr 
De-Mail: kontakt@unstrut-hainich-kreis.de-mail.de  14:00  16:00 Uhr 
Internet: www.unstrut-hainich-kreis.de  Freitag keine 
Ust-IdNr: DE150391160     

 
 

 

- 

Bereich: Fachdienst Bau und Umwelt 
 Untere Bauaufsichtsbehörde 

Dienstgebäude: 99974 Mühlhausen 

 Lindenhof 1 

Auskunft erteilt: Herr Gemmel 

Zimmer: H4-3.18 

Telefon: 03601/802794 

Telefax: 03601/80132794 

E-Mail: s.gemmel@uh-kreis.de 
Die rechtsverbindliche elektronische Kommunikation ist über die im Briefkopf genannte E-
Mail-Adresse nicht möglich. Bitte nutzen Sie hierzu unsere virtuelle Poststelle. Die 
entsprechenden Rahmenbedingungen finden Sie auf unserer Homepage www.unstrut-
hainich-kreis.de unter Hinweise - Elektronische Kommunikation mit dem Landratsamt 
Unstrut-Hainich-Kreis nach § 3a Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG) - 

Terminvergabe: 
 
Für die Bereiche Migration, Fahrerlaubnisbehörde und  
KFZ-Zulassung ist eine Terminvereinbarung erforderlich. 
Dazu sei verwiesen auf das Online-Terminvergabeportal 
auf 
www.unstrut-hainich-
kreis.de/index.php/terminvergabe

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
in Bezug auf Ihr Schreiben vom 19.05.2023 bezüglich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. VEP-

 
 
 

1.  keine Äußerung/keine Bedenken/keine Betroffenheit 

   

2.  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen,  

die ohne Zustimmung, Befreiung o. ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können  
 

3.  Fachliche Stellungnahme 

 

  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren 

können, mit Angabe des Sachstandes 
 

  Sonstige fachliche Informationen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan,  

  gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 
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3.1 Immission 
 
Ungefähr 65 m westlich des südlichen Teils und 80 m südöstlich des nördlichen Teils des geplanten 
Solarparks befindet sich ein Mehrparteien-Wohnhaus. Aufgrund der Nähe des schutzbedürftigen 
Wohngebäudes zum geplanten Bauvorhaben können Blendwirkungen für die Bewohner des Gebäudes und 
somit schädliche Umwelteinwirkungen nicht vollständig ausgeschlossen werden. 
 
Aufgrund der v. g. immissionsschutzfachlichen Bedenken sind Solar-Module mit einem geringen 
Reflexionsgrad zu verbauen. 
 
 
3.2 Wasser 
 
Dem Vorhaben wird zugestimmt, wenn nachfolgende Hinweise beachtet werden: 
 
Hinweise Wasserschutzgebiet 
 
Der Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes befindet sich vollständig in der 
Schutzzone III mehrerer Wassergewinnungsanlagen (WGA), deren Wasserschutzgebiet durch Beschluss 
Nr. 40-10/76 des Kreistages Mühlhausen vom 25.03.1976 festgesetzt wurde. Es gelten die Verbote und 
Nutzungseinschränkungen des o.g. Beschlusses des Kreistages Mühlhausen i.V.m. den Bestimmungen 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), Thüringer Wassergesetzes (ThürWG) und der TGL 24348. Auf die 
geltenden Schutzvorschriften ist in der Planung hinzuweisen. Die Lage des Vorhabenareals innerhalb der 
Schutzzone III ist in der Planzeichnung kenntlich zu machen. 
 
Hinweise bauliche Ausführung 
 
Bei der Herstellung der Gründung für die Trägersysteme der Photovoltaikanlage ist großflächiger 
Bodenabtrag und damit eine wesentliche Freilegung von Deckschichten zu vermeiden. Sollten sich im Zuge 
der Gründungsarbeiten Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung ergeben, ist  
dafür Sorge zu tragen, dass eine Mobilisierung und Verlagerung von Schadstoffen in das Grundwasser 
ausgeschlossen ist. 
 
Hinweise zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
Für Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gelten die Anforderungen in Schutzgebieten 
gemäß § 49 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). 
 
Hinweise zum Umgang mit Niederschlagswasser 
 
Die Versickerung des Niederschlagswassers innerhalb der Wasserschutzzone III ist gemäß §§ 8 und 9 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erlaubnispflichtig. 
 
Gemäß dem geotechnischen Untersuchungsbericht 01a_00201/23/ig der iBEG mbH vom 27.04.2023 ist 
eine oberflächennahe Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers nur verteilt auf die gesamte 
Fläche vorzunehmen. 
 
Durch die Bebauung bisher versickerungsfähiger Flächen wird der Anfall von Niederschlagswasser 
wesentlich erhöht und das nutzbare Grundwasserdargebot wird geschmälert. Gleichzeitig erhöht sich der 
Anteil des zum Abfluss gelangenden Niederschlagswassers. 
 
Zur Vermeidung negativer Auswirkungen sind die Regelung

Umwelt und Geologie Göschwitzer Straße 41, 07745 Jena). 
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Die Versiegelung der Freiflächen einschließlich der Verkehrsflächen ist durch ökologisch sinnvolle 
Bauweisen möglichst gering zu halten. 
 
 
3.3 Naturschutz 
 
Änderung des Flächennutzungsplans: 
 
3.2.1 Teilaspekt Artenschutz 
 
Auf der Ebene des FNP ist im weiteren Verfahren zu prognostizieren, ob und welche Bestände 
artenschutzrechtlich geschützter Arten und sonstiger naturschutzfachlich bedeutender Arten im Rahmen 
der Umweltprüfung und Abwägung zu berücksichtigen sind. Die eigentliche Artenschutzprüfung mit 
vertiefenden Art-für-Art-Betrachtungen bleibt der nachgelagerten verbindlichen Bauleitplanung vorbehalten.  
 
Begründung:  
 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 7 und 7a sowie § 1 Abs. 3 BauGB  
 
Es ist nachzuweisen, dass bei Verwirklichung der durch die Änderung des FNP geplanten Flächennutzung 
keine Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 Ziffer 1 und 3 BNatSchG ausgelöst werden. Für den Fall, 
dass dies nicht ausreichend sicher prognostiziert werden kann, ist auf der Ebene des FNP zu klären, ob für 
berührte Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG eine artenschutzrechtliche Ausnahme erteilt 
werden kann (Planung in eine Ausnahmelage hinein).  
 
Im § 44 Abs. 1 BNatSchG sind die artenschutzrechtlichen Verbote normiert. Die frühzeitige Einbindung des 
speziellen Artenschutzes in der Flächennutzungsplanung dient der Vermeidung oder dem Aufzeigen 
unüberwindbarer Hürden in den nachgelagerten Planungsebenen. Auf der Ebene der 
Flächennutzungsplanung hat eine überschlägige Vorabschätzung über mögliche Konflikte (Prognose zur 
Auslösung von Verbotstatbeständen) zu erfolgen. Dabei hat eine Alternativensuche zu Bedarf, Standorten 
und Ausführungsvarianten unter dem Gesichtspunkt Artenschutz zu erfolgen. Aufgrund der 
Lebensraumausstattung ist das Vorkommen geschützter Arten und damit erheblicher artenschutzrechtlicher 
und -fachlicher Konflikte zu erwarten. 
 
3.2.2 Teilaspekt Landschaftsplanung  
  

-
schutzes und der Landschaftspflege sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen und 
können als Darstellungen in den Flächennutzungsplan aufgenommen werden.  
 
Begründung:  
 
§ 11 Abs. 3 BNatSchG, § 9 Abs. 5 BNatSchG  
 
Soweit den Inhalten des Landschaftsplanes nicht Rechnung getragen werden kann, ist dies zu begründen. 
Dadurch sollen die Entscheidung und der vorangegangene Abwägungsprozess im Falle einer Abweichung 
nachvollziehbar gemacht werden. Fehlt eine entsprechende Begründung oder ist sie nur unzureichend, so 
kann dies darauf hindeuten, dass die Naturschutzbelange nicht berücksichtigt oder fehlerhaft gewichtet 
wurden und somit ein Abwägungsfehler vorliegt. 
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3.2.3 Teilaspekt Schutzgebiete, Biotopschutz 
 
Im von der Änderung des FNP betroffenen Geltungsbereich befinden sich gesetzlich geschützte Biotope. 
Neben der Berücksichtigung der in der Offenlandbiotopkartierung erfassten und bekannten (siehe u.a. 
Landschaftsplan Mühlhausen) Biotope ist das Grünland hinsichtlich einer möglichen Einstufung des neu im 

-  
 
3.2.4 Teilaspekt Eingriffe in Natur und Landschaft 
 
Mit der Errichtung des Solarparkes sind kompensationspflichtige Eingriffe in Natur und Landschaft in einem 
Raum, der ohnehin durch den Bau der OU B 247 selbst einschließlich der dafür notwendigen 
Kompensationsmaßnahmen geprägt wird, verbunden. Zusätzlich gibt es derzeit Planungen zur Errichtung 
von Windenergieanlagen nördlich des Waldgebietes Forstberg, welche wiederum ebenfalls 
Kompensationsmaßnahmen benötigen. Deshalb wird seitens der Naturschutzbehörde die Planung 
notwendiger Kompensationsmaßnahmen auf der Fläche des künftigen Bebauungsplanes selbst 
(Flächengröße ca. 45 ha) und nicht außerhalb gefordert. 
 
Um die Eingriffe in die Natur und Landschaft zu minimieren ist die Zuwegung über die vorhandene 
Erschließung des Betriebsgeländes zu prüfen. 
 
3.2.5 Weitergehende Hinweise  
 
Im Zusammenhang mit dem forcierten Ausbau der Solarenergie sind bei Errichtung von Solarparken auf 
Freiflächen Veränderungen für die Natur und die Biodiversität verbunden. Deshalb sollte jeweils vorrangig 
geprüft werden, ob es zu Freiflächen-Solarparken nicht bessere Alternativen durch siedlungs- bzw. 
verkehrsflächenintegrierte oder gebäudegebundene Solarenergie gibt. 
 
Bei der Nutzung von Freiflächen spielt die Standortwahl eine entscheidende Rolle. Seitens des 
Bundesamtes für Naturschutz zählen neben Schutzgebietsflächen des Naturschutzes insbesondere auch 
extensiv genutzte Grünlandflächen sowie Fortpflanzungs-, Ruhestätten und essentielle Rastflächen 
geschützter Arten zu den Ausschlussgebieten für die Errichtung von Solarparken. Insoweit sollte die 
Planung eines Solarparkes an diesem Standort als solches noch einmal überdacht werden. 
 
Hinweise zum Bebauungsplan: 
 
3.2.6 Artenschutz   
 
Für die Bauleitplanung der Gemeinden schreibt § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) vor, dass eine 
Umweltprüfung durchgeführt werden muss, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen 
dieser Planung ermittelt sowie in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Die 
Berücksichtigung des Artenschutzes in der Bauleitplanung erfolgt grundsätzlich durch die Berücksichtigung 
von "Tieren" und "Pflanzen" nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB im Rahmen der Eingriffsbilanzierung 
(national geschützte Arten ohne europäisch geschützte Arten) sowie die Durchführung einer 
artenschutzrechtlichen Prüfung im Sinne des § 44 BNatSchG für die europäisch geschützten Arten (Anhang 
IV der FFH-RL und europäische Vogelarten nach Art. 1 der EG-VRL). 
 
Begründung:  
 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 7 und 7a sowie § 1 Abs. 3 BauGB  
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Die artenschutzfachliche Bedeutung des Geltungsbereiches des B-Plans ist durch einen 
Artenschutzfachbeitrag (AFB) darzustellen. Bereits in 2022 wurden mit der Naturschutzbehörde die zu 
untersuchenden Artengruppen abgestimmt. 
Es ist auf der Grundlage der Ergebnisse der Untersuchungen in einer Konfliktanalyse zu prüfen, ob das 
geplante Vorhaben bzw. damit verbundene Handlungen geeignet sind, den ermittelten Arten gegenüber 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG auszulösen. Gegenstand dieser Prüfung ist auch die 
Möglichkeit der vorsorgenden Durchführung von Maßnahmen zur kontinuierlichen Funktionserhaltung 
ansonsten beeinträchtigter Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (CEF-Maßnahmen). Das Ergebnis ist 
einschließlich erforderlicher Vermeidungs-, CEF- oder FCS-Maßnahmen im AFB darzustellen, d.h. es ist zu 
bewerten, ob durch die Planung die Erfüllung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände droht.  
 
Eine Zuwegung aus Richtung Süden über die Flurstücke 103, 45/1 und 85/45 ist aus Artenschutzgründen 
bedenklich. Bei zwingender Notwendigkeit ist die Zuwegung in die Planzeichnung aufzunehmen und in die 
artenschutzrechtliche Prüfung einzubeziehen. 
 
Nach ersten Erkenntnissen im Ergebnis der durchgeführten Erfassungen ist mit erheblichen 
artenschutzrechtlichen Konflikten aufgrund des Vorkommens geschützter Brutvogelarten (Baumpieper 
Dorngrasmücke, Feldlerche, Gartenrotschwanz, Grauammer, Grauschnäpper, Neuntöter, Rotmilan, 
Wendehals) zu rechnen. In diesem Zusammenhang ist darauf zu verweisen, dass potentielle CEF-
Maßnahmen (vorgezogene Maßnahmen zur Vermeidung der Auslösung artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG) vor Umsetzung des geplanten Bauvorhabens nachweislich 
wirksam sein müssen oder eine ausreichend hohe Prognosesicherheit hinsichtlich der Wirksamkeit der 
Maßnahmen je Art besteht. 
 
Begründung:  
 
Ein Bebauungsplan verliert seine Planrechtfertigung, wenn seiner Umsetzung dauerhaft zwingende 
Vollzugshindernisse entgegenstehen. Derartige Vollzugshindernisse können sich aus den 
artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 BNatSchG ergeben.   

 
3.2.7 Eingriffe in Natur und Landschaft 
 
Mit der Realisierung des Bebauungsplanes werden Eingriffe in die Natur und Landschaft durchgeführt. 
Sowohl der Eingriff als auch die entsprechenden Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen sind zu bewerten 
und zu bilanzieren. Vermeidungs-, Minimierungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind zu 
konkretisieren und mittels Maßnahmenblatt und Planzeichnung darzustellen. Das ohne Genehmigung der 
Naturschutzbehörde beseitigte Gehölz (Landschaftselemente FH47282Z01, FH47282Z02 und 
FH47282Z03 - Gemarkung Mühlhausen, Flur 019, Flurstück 16/1 bzw. 60/1) kann bei Verzicht auf 
regelmäßigem Mähen oder Mulchen wieder entstehen und ist demzufolge nicht in die Bilanzierung des 
Eingriffes einzubeziehen. 
 
Um die Eingriffe in Natur und Landschaft zu minimieren ist die Zuwegung über die vorhandene Erschließung 
des Betriebsgeländes zu prüfen. Bei zwingender Notwendigkeit ist die Zuwegung in die Planzeichnung 
aufzunehmen und in die Eingriffsbilanzierung einzubeziehen. 
 
3.2.8 Schutzgebiete / Biotopschutz 
 
Auf der Vorhabenfläche sind gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG kartiert. Die 
Kartierungsergebnisse sind aus dem Jahr 2002/2003. Es ist eine aktuelle Biotopkartierung vorzunehmen 
(bereits 2022 mit der UNB abgestimmt). 
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Es ist eine Einschätzung zu treffen, ob die Aufstellung und der Betrieb des Solarparkes zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung der gesetzlich geschützten Biotope führen kann. Hierbei sind auch Auswirkungen wie 
Verschattungen durch die Solarmodule zu berücksichtigen. 
 
3.2.9 Weitere Hinweise 
 
Für die weitere Planung sollte sich insbesondere zu Aspekten wie angemessener Modulreihenabstand und 

der TH Bingen (August 2021) orientiert werden. 
 
 
3.4 Verkehr 
 
Die Anlage liegt in direkter Nachbarschaft zur Landesstraße 1016. Hier ist der Baulastenträger, TLBV Nord, 
Leinefelde-Worbis zu beteiligen. Wobei hier nur die Blendwirkung auch auf die zukünftige Ortsumfahrung 
Mühlhausen zu prüfen ist. Die Erschließung des Gebietes soll über Wirtschaftswege bzw. Ortsverbindungen 
in der Baulast der Stadt Mühlhausen erfolgen.  
 
 
3.5 Bodenschutz/Altlasten  
 
Das Vorhabengebiet liegt auf einer Altlastverdachtsfläche. Der Altlastverdacht begründet sich aufgrund der 
militärischen Vornutzung als Übungsgebiet oder Schießstand. Eine Vorerkundung im Hinblick auf das 
Vorhandensein von Kampfmitteln hat diesen Verdacht bestätigt. 
 
Eine Belastung mit Bodenschadstoffen, welche aufgrund der geplanten Errichtung einer PV-Anlage, hier 
speziell durch Rammung, ein Schadstoffmobilisierungspotential in sich bergen würde, ist derzeit noch nicht 
bekannt. Um dieses Risiko jedoch vollkommen auszuschließen, wird seitens der Unteren Bodenschutz- und 
Altlastenbehörde empfohlen, vor Baubeginn eine bodenschutzrechtliche Altlastbewertung in Form einer 
orientierenden Untersuchung unter Betrachtung des Wirkpfades Boden - Grundwasser durchzuführen. 
 
 
3.6 Abfall 
 
Gegen das o.g. Vorhaben bestehen aus abfallrechtlicher Sicht keine Bedenken. Die Festlegung von 
abfallrechtlichen Nebenbestimmungen ist nicht erforderlich sofern die nachfolgenden Hinweise Beachtung 
finden: 
 
1. Die bei Erschließungs-, Sanierungs-, Rückbau- und sonstigen Baumaßnahmen anfallenden Abfälle sind 

getrennt zu halten (Vermischungsverbot), zu deklarieren und umgehend, spätestens jedoch nachdem 
eine vollständige Transporteinheit angefallen ist, ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. In 
Abhängigkeit von der Schadstoffbelastung sind diese Abfälle vor der Entsorgung den entsprechenden 
Abfallschlüsselnummern gemäß der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) zuzuordnen. Der Transport 
von Abfällen unterliegt Anzeige-, Erlaubnis-, und Kennzeichnungspflichten auf Grundlage des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG). Eine Zwischenlagerung der angefallenen Abfälle über die Dauer 
der Erschließungs- oder Baumaßnahmen hinaus ist auf Flächen, die nicht für diesen Zweck 
freigegebenen wurden grundsätzlich nicht erlaubt und überdies in Abhängigkeit der zu lagernden 
Mengen bzw. im Falle einer geplanten Behandlung (z.B. durch brechen, schreddern o.a.) ggf. nach 
Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftig. 
 



Seite:  7  07.07.2023 
 00468-23-34 

 

   
   
   

2. Grundsätzlich sind zwei Arten der Entsorgung von Abfällen möglich, Verwertung oder Beseitigung. Der 
Abfallverwertung ist Priorität vor der Abfallablagerung einzuräumen. Erst wenn eine Verwertung 
technisch nicht möglich und wirtschaftlich nicht zumutbar ist, sind die Abfälle zu beseitigen. 
 

3. Nach Art und Beschaffenheit werden die Abfälle in gefährliche und nicht gefährliche Abfälle eingestuft. 
 

4. Der Nachweis der Entsorgung hat gemäß den Regelungen der Nachweisverordnung zu erfolgen. 
 

5. Für den Vollzug und die Überwachung der abfallrechtlichen Regelungen zur Entsorgung von 
gefährlichen Abfällen ist das Referat 74 im Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 
in Weimar zuständig. 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen         
Im Auftrag 
 
 
gez. Gemmel  
M. Sc.       
 
 



Von: TLBV Blewonska, Ingried
An: leise@pltweise.de
Cc: TLBV Zimmermann, Susanne
Betreff: AW: Frühzeitige Beteiligung . Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. VEP-36 "Solarpark Schröterode" und parallele Änderung Flächennutzungsplan
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vNk 4728040 B – nNk 4729047 von ca. Stat. km 4,480 bis ca. Stat. km 4,859 im Zuge der L 1016 von Mühlhausen nach Windeberg,
außerhalb der Ortsdurchfahrt von Mühlhausen

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Unterlagen zum Entwurf des vorhabenbezogenen B- Planes auf den ehemaligen militärischen Übungsplatz (derzeitige Nutzung
als Wildgehege) wurden in straßenrechtlicher und planungsrechtlicher Hinsicht in Bezug auf die Landesstraße L 1016 geprüft.
Betroffen sind die Flurstücke 9/4 und 8/1, der Flur 19, Gemarkung Mühlhausen.
Dem Vorhaben der Solargrün GmbH auf diesen Flächen einen Solarpark zu errichten kann von Seiten der Straßenbauverwaltung
unter Beachtung der nachstehenden Forderungen, Auflagen und Hinweise zugestimmt werden.

Der Geltungsbereich des B- Planes schließt an das Straßenflurstück an.
Für die Baugrenze ist die Bauverbotszone nach § 24 Thüringer Straßengesetz einzuhalten. Danach dürfen, außerhalb der
Ortsdurchfahrten, Hochbauten jeglicher Art in einem Abstand von 20 m, gemessen vom äußeren befestigten Rand der
Fahrbahn der L 1016, nicht errichtet werden. Gleiches gilt für Abgrabungen und Aufschüttungen.
Die Bauverbotszone ist von 20 m ist dementsprechend zwingend einzuhalten. Sie gilt für die aufgeständerten Module,
Verteilerkästen, Umspannmodule, Schächte, Feuerlöschanlagen/- teiche, Einfriedungen und das geplante Umspannwerk
sowie alle weitern notwendigen Aufbauten. Die Baugrenze in einem Abstand von 20 m zum Fahrbahnrand ist zu bemaßen.
In der textlichen Begründung ist nicht beschrieben, inwiefern die bestehende Einfriedung des Wildgeheges (Betonpfosten mit
Drahtzaun) erhalten werden soll. Die Notwendigkeit der Errichtung der Einfriedung innerhalb der Bauverbotszone ist zu
begründen.
Die nach Süden aufgeständerten Module dürfen den fließenden Verkehr auf der L 1016 nicht blenden.
Eine Bepflanzung zum Sichtschutz ist außerhalb des Straßengrundstücks einzuplanen. Der Abstand zur Fahrbahn,
insbesondere im Kurvenbereich, ist so zu bemessen, dass keine Schutzeinrichtungen im Zuge der Landesstraße erforderlich
werden.
Die Unterhaltung des Bepflanzungsstreifens im Zuge der L 1016, außerhalb des Straßengrundstücks, obliegt dem
Vorhabenträger. Dieser hat dafür zu sorgen, dass der Bewuchs nicht in das Lichtraumprofil der Straße hineinwächst und der
Verkehr durch den Bewuchs gefährdet wird.
Eine ggf. erforderliche Feuerwehrzufahrt/ Stellfläche an der L 1016 ist zu beschreiben.

Erforderliche Leitungsverlegungen sind außerhalb des Straßenkörpers der L 1016 einzuplanen. Für eine notwendige
Querung der Landesstraße ist ein Antrag auf Straßenmitbenutzung im TLBV Region Nord zu stellen. Dem Antrag sind
entsprechende Planungsunterlagen beizufügen.
Der verkehrliche Anschluss des Vorhabengebietes erfolgt über das landwirtschaftliche Wegenetz zum städtischen
„Großgrabscher Weg“. Insofern ist ein direkter Anschluss an die L 1016 nicht vorgesehen.
Über diese Wegeverbindung ist auch die Beweidung (Tiertransport, Versorgung der Tiere), die jährliche Mahd der Flächen
und die Wartung der Anlagen zu realisieren.

Hinweis: Durch die Neubaumaßnahme der B 247 OU Mühlhausen kann es zu Berührungspunkten (Blendung des Verkehrs,
Umverlegung des Großgrabscher Weges, Bautätigkeit, geplante Ausgleichsmaßnahmen usw.) kommen.
Für die Abklärung einer Betroffenheit wurde die DEGES beteiligt.

Im Zuge der Aufstellung des B- Planes soll der Flächennutzungsplan geändert und angepasst werden.
Der Änderung des Flächennutzungsplanes zur Ausweisung eines Sondergebietes Solarpark und der damit verbundenen
Flächenumwandlung wird von Seiten der Straßenbauverwaltung zugestimmt.
Hinweis: Die Stellungnahme der DEGES ist hierzu noch zu berücksichtigen.

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag

Ingried Blewonska 
Fachkoordinatorin

THÜRINGER LANDESAMT FÜR BAU UND VERKEHR 
Referat 43 | Region Nord 
Siemensstraße 12 | 37327 Leinefelde-Worbis | Postfach 171, 37321 Leinefelde-Worbis | Germany 
Tel.: +49 361 57-4174411 | Fax: +49 361 57-4174402 
https://bau-verkehr.thueringen.de · ingried.blewonska@tlbv.thueringen.de

Informationen zum Umgang mit Ihren Daten im Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr finden Sie im Internet 
unter https://bau-verkehr.thueringen.de/wir/datenschutz . Auf Wunsch übersenden wir Ihnen eine Papierfassung.

 

Von: Silvia Leise [mailto:leise@pltweise.de] 
Gesendet: Dienstag, 23. Mai 2023 17:37
An: TLBV Blewonska, Ingried <Ingried.Blewonska@tlbv.thueringen.de>
Cc: TLBV Zimmermann, Susanne <Susanne.Zimmermann@tlbv.thueringen.de>
Betreff: AW: Frühzeitige Beteiligung . Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. VEP-36 "Solarpark Schröterode" und parallele



































Stellungnahme

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. VEP-
des Flächennutzungsplanes (FNP) in diesem Bereich

Verfahrensstand:  Vorentwurf, Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Frau Montag,

nach den uns vorliegenden Unterlagen nehmen wir wie folgt Stellung.

Der Anlage eines das Gelände vorwiegend ehemals militärisch 
genutzt wurde, aus Sicht des Artenschutzes zuzustimmen.
Aus Sicherheitsgründen werden die Flächen mit entsprechenden Zäunen umgeben. Es sollte 
darauf geachtet werden, dass die Zäune nicht an der Erdoberfläche enden, ein Freiraum von 
etwa 15 cm verbleibt, damit Tiere das Hindernis queren können.

Die zwei Solarflächen sollten insgesamt nicht vollständig von einem Zaun umgeben sein, damit 
größere Wildtiere zwischen den Anlagen durchlaufen können (Gasse).  

Mit freundlichen Grüßen

Martin Görner
Leiter der AAT

Nach Bundesnaturschutzgesetz 
anerkannter Naturschutzverein

www.ag-artenschutz.de
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